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ImGemeinderatssitzungssaaldes NeuenWienerRathausesbe¬gannheutedieTagungdesDeutschösterreichischenStädtebundes,die
fürzweiTageanberaumtist .ZurTagunghabenmitAusnahmeVorarlbergs
alle LandeshauptstädteVertreter entsendet .Insgesamtsind vondenmeis-¬

mehr als hundertten österreichischenStädtenundGemeindenVertretererschienen.
DasBundesministeriumfürFinanzenhatdenSektionsratDr.Weinzierl,
dasBundesministeriumfürsozialeVerwaltungdenMinisterialrat
Korompayunddas Bundesministeriumfür HandelundVerkehrdieMinisteria

räteIngenieurBlaha ,IngenieurKaanundDr. Riehlentsendet. Auf
der Tagesordnungdes diesjährigenStädtetagesstehenunteranderem

dasReferatdesBürgermeisterstellvertretersRückl( Graz )überdie
städtischenFinanzenundein VortragdesIngenieursDozentKarlNaehr
überdieEnergiewirtschaftderGemeinden. .

BürgermeisterSeitzeröffnetum11UhrdieTagung.Erführt
aus,dassdiegemeinsameSorgedieVerwalterderStädteDeutschöster-¬
reichs wiederzusammenführtumzu beraten ,wie sie aus derfinanziellen

bestimmen,mitdemdieBevölkerungje belastetwerdenmuss,umeinegeordn. .
VerwaltungderStadtzuführen .NurdieRückkehrzudemnormalenZustand
derEigenwirtschaftderStädte ,zurAutonomie,insbesondereauchin denSteu
erfragen ,wirddie Städtewiederin die Lageversetzen ,so zu verwalten ,wie
les ihren wirtschaftlichen ,kulturellen undsozialen Aufgabenentspricht . Es

ist daherganzselbstverständlich,dasswiederdieFinanzverwaltungimVor-¬
dergrundedes Interessesdieser Tagungsteht unddasses ernsteSorger
sind ,dieunshierbefassen. Esist aberauchebensoselbstverständlich,dass
wirdochwiederhoffen ,in dieserBeratungneueWegezurErrettungunserer
Städtevor der Notzu findenin der sie heuteleben .(Beifall ) .

Nunerstattet VizebürgermeisterEmmerling( Wien)denBerichtüber
die Tätigkeit des Städtebundesvon1925bis 1927 . DemStädtebundgehören
alle grösserenStädteOesterreichsan ,aberauch54Gemeindenmitmehrals

insgesamt
. 000bis zu . 000Einwohnern .Am1 .Jänner1928warendemStädtebund/112

Gemeindenangeschlossen.
DenKassaberichterstattetSt. . Speiser( Wien) .Erberichtetüber

dieKassagebarungdesOesterreichischenStädtebundes.
Bürgermeister Muchitsch ( Graz )beantragt sodann die Gemeinden

St .Pölten ,KremsmitderKontrollederRechungsgebarungzubetrauen.
BürgermeisterNittelbach ( Gloggnitz )erstattet dieWahlvorschläge

fürdenneuenVorstand.
BeideAnträgewerdeneinstimmiggenehmigt.
NunreferiertBürgermeister-StellvertreterRückl( Graz)überdie

undwirtschaftlichenNotherauskommenundzueinergeordnetenVerwal
tungkommenkönnenDerZustand,in demsichdieStadtverwaltungenDeutsc
österreichsbefinden ,in demsich inebesonderedie Verwaltungender
mittlerenundkleinerenStädtebefinden,hatunsalle schonimJahre
1925miternsterSorgeerfüllt Aberalle Befürchtungen,diewiraufdem
letztenStädtetagimJahre1925gehegthaben ,sinddochdurchdieTat

sabhennochweitübertroffenwordenundheutestehenalleStadtverwaltu
genvordenfolgenschwerstenEntscheidungen.Siewissennochnicht ,wie
siefürdenmomentanenBedarfvorsorgensollen ,sieentbehrenaberauch
jeglicherMittelderSelbsthilfe,weildieVerfassungsieihnenver¬
wehrt .Dasist in der EigenartunsererFinanzverfassungundunsererFi

nanzgesetze ,insbesonderein unseremsogenanntenAbgabenteilungsge¬
setzbegründetImKriegundin derNachkriegszeithatmandieProduk-¬

längsttion undGüterverteilungzentralistisch geregelt ,Manist
vondiesemSystemabgekommen.DieZentralensindalleabgebautunddie
Zeit der Fleisch - ,Brot -undFettkartenist vorüber .Nurauf einemGebiet
ist noch ein Rest dieses Systems überiggeblieben :Das ist auf demGebiet

derFinanzwirtschaftdesBundes,derLänderundGemeinden.Dawerdennoch
alleMittel ,alleSteuererträgederWirtschaftin einerZentralezusammer
gefasst,umsievondortausaufdieLänderundaufdieStädte;-wieman
sagt-nachBedarfundRechtoderGerechtigkeitzuverteilen.Manverkennt
aberdabei ,dassesfastunmöglichist ,einenwirklichgerechtenSchlüssel
fürdieseAufteilungzufinden,unddassselbst ,wennmaneinensolchen
Schlüsselfände,erniemalsale ein gerechteranerkanntwerdenwürde.

DieStädtemüssenendlichzurOrdnungundzuihremRechtkommen,ihre
Steuernselbsteinheben,umihrenBedarfzudecken.Dasliegtnichtallein
imInteressederVerwalterderStädte,sondernauchinInteressederBe-¬
völkerungselbst ;denndieVerantwortlichkeitfür dieVerwendungderMit-¬
tel wirdnurdadurchgesichert ,dassmanauchihreAufbringungvordenBür-¬
gernzuverantwortenhat .AuchdiejeweiligeAnpassungandenBedarf,wie
sieanderwärtsganzselbstverständlichist ,zumBeispielinEngland,wird
beiunsnurdannwiedermöglichwerden,wennmanfür jedesJahreinenklare
Wirtschaftsplanhat undfeststellen kann ,welcheMittel zu seinerDurchfüh-¬

rungnotwendigsind,undwennmandieMöglichkeithatdenProzentsatzzu

städtischenFinanzen.Erführtaus :DaswichtigsteRechtfüreinefreieGe-¬
meinde,dieSteuerhoheit,standvonallemAnfanganimMittelpunkteschwe-¬
rer Kämpfe .DasReichsgemeindegesetzunddie darnachgeschaffenenLandesge-¬
setze ,die Gemeindeordnungen,regeltendie finanziellenFragenderartunzu¬
länglich ,dassständigeKämpfeumeineVerbesserungderFinanzlagederGe-¬
meindenunausbleiblichwaren .AlsdannderKriegunddieGeldentwertung
die Finanzlagealler öffentlichenKörperschaftenvöllig änderte ,wurde
gleichzeitigdasalteSteuersystemunbrauchbargemacht.Ende1922wurde
dasGleichgewichtimHaushaltdesBundesmitHilfederVölkerbundanleihe
und neuer Steuern herzustellen begonnen und die Krone stabilisiert .Noch
in die Zeit derGeldentwertungfallen die Auseinandersetzungenzwischen
Bund ,Ländern und Gemeinden ,die im Jahre 1922 zu einer systematischen Rege - ¬
lung durch das Finanzverfassungsgesetz und das Abgabenteilungsgesetz führ - ¬

ten .DasAbgabenteilungsgesetzwurdeals ein Provisoriumerklärt ;dennoch
ist es einedauerndeEinrichtunggeworden,derenwesentlicheBestimmungen
auchdurchdieNovellennichtgeändertwurden.SeitBestanddesAbgaben-¬
teilungsgesetzeshabendieGemeindenwiederholtKämpfeführenmüssen,da-¬
mit ihre Anteile nicht verkürzt undden Gemeindennicht neueLastenaufge
bürdetwerden.UnterdertatkräftigstenMitwirkungdesStädtebundesistes
gelungen ,die Anschlägeder Bundesregierungauf die FinanzenderGemeinden
mit teilweisemErfolg abzuwehrenundeinige Verbesserungenzuerreichen .

SchwereSchädigungenderGemeindensindaberheutenochdurchdasBundes-¬
präzipuumund die Nichtaufteilung der Vermögensabgabevorhanden .DasBundes- ¬
präzipuumstellt die schwersteBenachteilungder LähderundGemeindendar ,
wonachvondenAnteilenderLänderundUemeindenandengemeinschaftlichen

BundesabgabenindenJahren1924bis1926einfixerJahresbetragvon
fünfzigMillionenSchillungundvon1927aneinfixerJahresbetragvon
10MillionenSchillingvondenihnenzukommendenSteueranteilenzugunster
desBundesabgezogenwird .DieseschwereBenachteiligungergibt fürdie
Länderund Gemeindenseit 1924bis Ende1928einen Verlust von 230Mil

lionenSchilling,vondenen115MillionenSchillingaufdieGemeindenent-¬
fallen .DieNichtaufteilungder Vermögensabgabeist ein glatterRechts-¬
bruchderRegierung ,weilsiegesetzlichalsgemeinschaftlicheBundesab¬
gabeerklärtwurdeundes PflichtderBundesregierungist ,durchdenNa-¬
tionalratdenSchlüsselfürdieAufteilungfestlegenzulassen.DerBund



zweiterBogen.
hatindenletztenJahreneineFinanzpolitikdurchgeführt,diedarinihren
Ausdruckcfindet,dassals Grundsatzerklärtwird ,dieWirtschaftvertrage
keineweiterenBelastungen,mandürfedieSteuernnichterhöhem.DieBun-¬
desregierunghatsogarSteuerermässigungenoderinvielenEinzelfällen

Benach¬Pauschalierungenbewilligt ,dieimmerwiedereine
teiligung der Länder und Gemeinden beinhalten ,weil es sich vor allem um

gemeinschaftlicheBundesabgabenhandelt. Esist sicherlichzubegrüssen,
wennderBundin derLageist SteuernzuermässigenunddieWirtschaft
zuentlasten .Dortaber ,woderBundalleinderNutzniesserderAbgaben
ist ,ist vonErmässigungenkeineRede ;imGegenteil :dasErträgnisderZöl-¬
le undMonopole,dieausschliesslichdemBundegehören,zeigteinständiges
wachsen .DieErtragsanteilealler GemeindenohneWienandengemeinschaft-¬
lichen Bundesabgabenbetrugen im Jahre 1924 nach demRechnungsabschluss

des Bundes12,229 . 000Schilling ;dieser Ertragsanteil wird1928nachdem
Bundesvoranschlag 50 . 355 . 000Schilling betragen .Es ergibt sich also eine

SteigerungvonzwanzigProzent,wobeiaberhervorgehobenwerdenmuss,dass
sie hauptsächlich auf die Erhöhungder Warenumsatzsteuerzurückzuführen
ist .Die Zölle betrugen im Jahre 1924 138,000 . 000Schilling undwerden

1928227MillionenSchillingbetragen.DaergibtsichnuneineSteige
rungvonfast siebzig Prozent .DieMonopolebetrugen192h136Millionen
Schillingundsie werden1928205MillionenSchillingbetraæn ?dieStei-¬
gerung beträgt rund fünfzig Prozent .Hätten die Gemeindeauch Anteil anden

ZöllenundMonopolen,sowäreihreFinanzlagenichtsokatastrophalgeword
denDieBundesertragsanteilespielenimHausederGemeindeeineausschlag-¬
gebendeRolle ;ihr AnteilanderGesamtbedeckungderordentlichenGebarungem em
schwanktzwischenein/Drittelundein/Sechstel .WährendaberdieErforder-¬
nisziffernvon1924bis1928trotzaller SparmassnahmenundDrosselungen
einerapideSteigerungaufweisen,steigendieBundesertragsenteileineinem
vielgeringeremMasse.DasProzentverhältnisderBundesertragsanteilezur
GesamtbedeckungderordentlichenGebarungzeigteinestets fallendeKurve.
In dieser Tatsacheist eine wesentlicheQuelleder stets fortschreitenden
FinanznotderStädtezuerblicken .DieKassenbeständedesBundessollen
schonrundfünfBillionenbetragen ,für Ende1926werdensie mitrund150
MillionenSchillingangegeben,derVoranschlagfür1928selbstzeigt ,dass
miteinemUeberschussvon37 ' 5MillionenSchillinggerechnetwird .DieRech-¬
nungabschlüssedesBundesindenJahren1924bis1926,dieGebarungs-¬
ausweise1927undderVoranschlagfür1928zeigen ,dassderBundimstande
ist,einengrossenTeilderInvestitionenausseinenordentlichenEinnahmen
zubestreiten ,währenddie Gemeindenimmermehrverschulden.DieStädteOester
reichskönnenihrewichtigstenAufgabennichtvollerfüllen,vielegrössere
GemeinwesenstehenvoreinerKatastrophe,wennnichtdurcheineentsprechende
AenderungdesAbgabenteilungsesetzesdieLagegebessertwird.DieGemeinden
konntenundkönnenihre Verpflichtungengegendie Bevölkerungnurnachkommen
indemsie einegrosseSchuldenlastaufsichnahmen.DieVerschuldungder
StädteOesterreichswäreabersicherlichwesentlichgeringer,wennderBund
seine Steuerpolitik nicht ohneRücksichtauf die LänderundGemeindedurch- ¬

geführthätteywenndasBundespräzipuumnichtgeschaffenundwenndiegemein-¬
schaftlicheVermögensabgabenachdemselbenSchlüssel,wiedieEinkommensteu-¬
er aufgeteilt wordenwäre .DieAufteilungder VermögensabgabeundeinZu-¬
schusszur politischenVerwaltungsindebensowichtigewiebegründeteFor-¬

derungen .( Beifall ) .
DerReferentbeantragtnunfolgendeEntschliessung:

Städtetag machtdieBundesregierungunddieParteides. )Der
Nationalratesauf die zunehmendeVerschlechterungder Finanzlageder
StädteOesterreichsmitallemErnstaufmerksam.DieVerschuldungunddie
sichdarausergebendeBelastungderstädtischenBevölkerung,dieUnmög-¬
lichkeitwichtigewirtschaftliche,sozialeundkulturelleAufgabendrin¬

gendsterNaturzuerfüllen,erheischenesgebieterisch,mitgesetzlichen
MassnahmendenGemeindezuHilfezukommen.

DerStädtetagfordertdaher:
. )DieNovellierungdesAbgabenteilungsgesetzesdurchBesei-¬

tigungdesBundespräzipuumsunddie Aufteilungdergemeinschaftlichen
VermögensabgabenachdemPerzentverhältnissederEinkommensteuer;

. )DieGewährungeinesBundeszuschussesfür die Besorgungder
Geschäfteder politischen Verwaltungerster Instanz durchdieLandes-¬

hauptstädte undStatutargemeinden;
. )derStädtebunderklärteineNovellierungdesAbgabenteilungs-¬

gesetzes ,wonachdie gemeinschaftlichenBundesabgabeneinfachnachdem

VerhältnissederBevölkerungszifferderLänderundGemeindenaufgeteilt
werdensollen ,für unannehmbar.EinesolcheAenderungderAbgabenteilung
würdedie Lageder städtischen Finanzennicht entsprechendverbessern ,

sondernin vielenStädtenwesentlichverschlechtern .DieerhöhteSgeuer-¬
leistungderstädtischenBevölkerungunddiebesonderenAufgabender
Städte ,diemitderBevölkerungszifferprogressivwachsenrechtfertigen
einebesondereBerücksichtigungbeiderAufteilunggemeinschaftlicher
AbgabenundeinenweiterenAusbauindieserRichtung,

. )DieBundesregierungwirdersucht ,eineErhebungüberdieFi-¬
nanzlagederGemeindendurchzuführenundin einerdarauffolgendenEnquete
gemeinsam mit den Städtevertretern über Massnahmen zur Verbesserung der

städtischenFinanzenzuberaten .SolltedieRegierungdieseErhebungab
lehnen ,so wird die Leitung des Städtebundesbeauftragt ,sie imeigenen

Wirkungskreisdurchzuführen.
Min .Rat .Karl Naehrerstattet ein Referat über dieEnergiewirt -

schaftderGemeinden.ErgåhthiebeivonderGrundfageaus ,welcheRolle
einerGemeindeinderalsEndzielderösterreichischenElektrizitäts-¬
wirtschaftengestrebtenPlanzundVerbundwirtschaftzukommt.Woraussich
dieweiterenFragenergeben,obin demeinzelnenFalleineigenesneues(
Gemeindewerk ,obein Zusatzwerkerrichtet werdenoderdie Energieaus
fremdenWerkenbeiErrichtungGemeindeeigenerLeitungs-undVertei-¬
lungsanlagenbezogenwerdensoll . Zuwarnenist

davor ,dasssichdieGemeindenhiebeivomblossenBodenstän¬
digkeitsgefühl und Lokalpatriotismus leiten lassen ,sowie davor ,dass

sie zuweitgehendeNachgiebigkeitgegenübermonopolistischenBestrebun¬
genvonGrosskraftunternehmungenan denTaglegen .Esbestehtvielfach
die Fehlmeinung ,dass die Elektrizitätsbetriebe ebensowohleingewinn- ¬

bringendesGeschäftdarstellenwieeineWohlfahrtseinrichtungfür
die Gemeindeinsassen .DerBerichtsestatter entwirftsodanneinBe-¬
triebskostenscheme und bezeichnet als die festen Betriebskosten die

sogenanntenKapitalskostenoderGelddienstkosten ,dieAbschreibungenc
oderbesserErneuerungsrücklagenunddieInstandhaltungskosten.Diever
änderlichenBetriebskostensinddieGehalteundLöhne,diejährlichen
Aufwendungenfür Putz -undSchmiermittel,die allgemeinenUnkostenund
schliesslichderGewinn,DerKapitalsdienst,dersichmeistingleichblei-¬
bendenAnnulitätenausdrücktwirdauchheurenochmitkaumunterneun
biszehnProzentderAnlagekostenfürdasJahrangesetztwerdenmüssen
Wasdie Abschreibungenbetrofft,so wird in der RegelbeiWasserkraft-¬

werkenmiteinerjährlichenDurchschnittsquotevonzweibisdreiProzentteile reichlichdasAus¬desGoldwertesallerAnlagen.
langenzufindensein .InJahrenbesondererBetriebserfolgekannes
sehrzweckmässigseingrössereAbschreibungsquotenzubuchenalssie

dernatürlichenAbnützungentsprechenundaufdieseWeisezugunstender
AusschüttungeinesGewinnesin einemspäterenschlechterenBetriebs-¬
jahr mit der Abschreibungvoranzueilen ,vorausgesetztdass dieSteuerbehd
hördedasAbschreibungsplus. DerBerichterstatterstelltdodanneine



dritterBogen.
eingehendeUntersuchungüberdieKonkurrenzfähigkeitderdreiinBe-¬
trachtkommendenWerktypen:Wasserkraftwerk,DampfkraftwerkundDiesel
kraftwerkan undkommtzu demEpgebnis ,dass die Konkurrenzfähigkeitdes

mitdemDieselwerkbei2900undmitdemWasserkraftwerkes
Dampfkraftwerkbei3600Betriebsstundenbeginntunddassbeieinervon
2100BetriebsstundenangefangenabnehmendenBetriebsstundenzahlweder
das Dampfkraftwerknochdas Wasserkraftwerkmit demDieselkraftwerk
konkurrenzfähigdind ,Diesgilt jedochblossbei Zugrundelegungeiner
Leistungsbasisvon1000Kilowattundunterder Voraussetzung,dassdie
Werkenichtamortisiertsind ,SehrwesentlichändernsichdiseKonkurrenz
bedingungen,wennkeineKapitalsschuldmehrbesteht .WennaufdieAb
fallskraftverwertungRücksichtgenommenwird ,terschiebensichdieKon
kurrenzbedingungenzugunstendesWasserkraftwerkes.DerBerichterstatter
kommtindiesemZusammenhangaufdieinderletztenZeitvielfachauf-¬
gestellteBehauptungvondersinkendenTendenzderKohlenpreisezu
sprechen,wasalsArgumentbenütztwerde,umderBevorzugungvon
DampfkraftwerkenundganzallgemeinvonkalorischenKraftwerkendasWort
zureden.DemgegenüberverweistderBerichterstatterdarauf,dassbei
denGestehungskostenderKohlendie lohntangendezu60Prozentdenher
vorragendstenAnteilandenGestehungskostenhat ,woraussichergibt,
dasseinesankendeTendenzderKohlenpreisenurdannzukonstatieren
wäre ,wennauchdie Weltmachtlöhneeine sinkendeTendenzzeigenwürden
was gerade hinsichtlich der Bergarbeiterlöhne ,die ammeistenhinter

wa3

allenLöhnenzurückgebliebensind ,/gewissnichtbehauptetwerdenkann,liggt
AusserdemeinederwesentslichstenUrsachenderjetzigenKohlenpreis
senkungindenFolgendesenglisbhenKohlenarbeiterstreiks.Dazukommen

gegen
nocheineReiheandererUeberlegungen,die/einesinkendeTendenzderKoh-¬
lenpreisesprechen.AusserdemwirdindemMasseals man

die in der KohleenthaltenenWerterestloser ausnunützenvermag ,deren
VerwendungalsdirekterBrennstöffimmermehrindenHintergrundgetr
drängtwenden,mitdempreismässigenErfolg,dassdieKohlenichtbilli¬
ger sondernteurer wird ,Sobaldeinmalder Kampfzwischendengrossenin

BetrachtkommendenPetroleumkonzernenbeigelegtweinwird,wirddas
dumpingvomOelaufhören,dassOelwirdteurerwerdenundauchdieKohle
mussdannteurerwerden.DerBerichterstattererörtertsodanneingehend
dieFrageobimeinzelnenFalldieEerichtunggemeindeeigenerLeitungs
undVertelungsanlagenoderFremdstpombezugvorzuziehenseiundstellt
fest ,dassdieEntscheidungdieserFrageletztenendesvondenzuerwarter
denAusnützungsgradvonderZahlderBenützungsstundenproJahrabhängt
unddasssie zumVorteilder Gemeindenurdurchsorgälftigsterechnische-¬

reErwägungenzulösenist .Auchfürdie"rmittlungdesrichtigenStromta-¬
rifesdürfenlediglichwirtschaftlicheMomentemassgebendsein .DerBe¬
richterstatterbesprichtsodanndie einzelnenArtenderTarifeundbe -

merktdassnachdemUrteilallerFachleutedenGebührentarifdieZukunft
gehört ,weilerdiebeidenHauptforderungeninsichvereinigt;Befriedigung
desKonsumentenwiederElektrizitätsanlage. ( LebhafterBeifall ).

In der Debatte sprechen Bürgermeister Dr .Eder ( Innsbruck ) ,

BürgermeisterBaran( Krems )VizebürgermeisterPichler ( Klagenfurt ) ,Bürger

meisterDr .Swoboda(Pottendorf),BürgermeisterRegner(Knittelfeld)und
Stadtrat Steiner(Klagenfurt) .

EswirdfolgendeResolutioneinstimmigangenommen:Inallen
Fällen ,welchedieElektrizitätswirtschaftderGemeindenberührenund

finanziellundtechnischewirtschaftlicheinschneidenderBedeutung
sind ,hatessicherfahrungsgemässals vorteilhafterwiesen,wenndie
GemeindevorendgültigerEntscheidungdaseigeneUrteil an derAeus-¬
serungeinerobjektivenStelleüberprüft,dienichtsolokaleingestellt
ist ,weiesdieverantwortlichenFaktorenderGemeindeinderRegel

seinmüssen .DieEinholungeinersolchenMeinungsäusserunghatauch
denZweckungesäumtundmitdengeringstenOpfernausdenErfahrungen
Nutzenzuziehen,dieanderwärtsin derzubehandelndenFragebereits
gemacht worden sind .Als die Stelle dieser Nutzen zu schöpfen

Wasserkraft-undElektrizitätswirt-¬warhat sichdas
schaftsamterwissen .DieHauptversammlungdesStädtebundesspricht
diesemAmtdenDankausfürdiestetserwieseneHilfebereitschaft.
diewertvollenRatschlägeunddieFörderungderLebensnotwendigkeiten
derGemeindeaufdemGebietederElektrizitätswirtschaftunderwartet
vonihm ,dasses weiterhinohnezentralistischeNeigungengleichob¬
jektiv die Gemeindenin denBestrebenunterstützenwird ,dieWasser

kräfte undElektrizität ihren Bedürfnissendienstbar zumachen
DieVerhandlungendesStädtebundeswerdenmorgenumhalbzehn

Uhrvormittagsfortgesetzt.
0
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SitzungenimRathaus.InderkommendenWochetritt amDienstag,den

Februar ,um10 Uhr vormittags der WienerStadtsenatzusammen .28 .
Der WienerGemeinderatwurdefür Freitag ,den 2 .März ,um5 Uhrnachmit - ¬

tagseinberufen .

KunstpreisederStadtWien .Wieschongemeldet,hatderWienerGemeinde
ratauchfürheuerjeeinenKunstpreisvon
dreitausendSchillingfür hervorragendeWerkeder Dichtkunst ,derMusik
undderbildendenKunst(Malerei,Bildhhuerei,Architektur)gewidmet.Die
KunstpreisewerdennachdenVorschlägendesPreisrichterkollegiumsund
denBeschlüssendesStadtsenatesam . Maiverteilt .DieBewerbungsteht
allen in WienlebendenundwirkendenKünstlernoffen .DieAnmeldungen
unddieangemeldetenKunstwerkesindbislängstens29. Februarbeider
DirektionderstädtischenSammlungen. ,NeuesRathaus,einzureichen .

DieGebührenfürdieamtlichentierärztlichenUntersuchungenvonVieh
undFleisch .DieGrundgebührder Gebührenfür die Vornahmeamtlicher
tierärztlicherUntersuchungenvonViehundFleischundfürdietier-¬
äeztlicheUntersuchungvonTieren ,diein WienerEisenbahn-undSchiffa
stationen ein -und ausgeladen werden ,beträgt wie im Februar auchfür

die Zeit vom . biszum31 .März ’ 63Schilling .

DasStefaniespitalalsArbeitslosenfürsorgestelle .ImLaufedernächsten
Tagewerdendie letzten Patienten das Stefaniespital verlassen haben .Die
Lagedes Spitales an einer grossenlärmendenVerkehrsstrasse ,derfoll -¬
kommeneMangeleines Parkes unddie vollkommenveraltete Bauweisemachen

esbegreiflich,dassmansichentschlossdieseskleinenur80Bettenfas
sendeKrankenhausaufzulassen .WennnundasGebäudeauchnichtmehrals
Spitaldienenkann ,so wirdes dochin Hinkunftwichtigensozialen
Zweckengewidmetsein .DieräumlicheNot ,unterdieArbeitslosenfürsorge -¬
stellenleiden ,ist allgemeinbekannt .Trotzaller Bemügungenistes
bishernichtgelungennennenswertzuhelfen .Esist deshalbbegrüssers¬
wertdasssichdasBundesministerbumfürsozialeVerwaltungunddasWohl-¬
fahrtsamtder GemeindeWiendahingeeinigthaben ,diesesGebäudederAr-¬
beitslosenfürsorgezu widmen. Eswirdnicht schwersein ,das Gebäudefür
die neue Bestimmung geeignet zu machen .Es ist nur zu hoffen ,dass es ge¬
lingen werde innerhalb kurzer Zeit den Bau seiner neuen Bestimmung zu
übergeben und dadurch wenigstens in einer Beziehung den Arbeitslosen
zu helfen .Die Verhandlungensind nahezu abgeschlossen und es ist zuer¬
warten ,dass unmittelbar nach der vollständigen Räumungmit denUmän¬
derungsarbeitenbegonnenwerdenkann.
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